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Stellungnahme	zur	Bereichsbildung	an	der	Technischen	Universität	Dresden	
	
Die	aktuellen	Entwicklungen	 im	Rahmen	der	Bereichsbildung	an	der	TU	Dresden	 führen	 in	
eine	 falsche	 Richtung.	Insbesondere	 die	 mangelnde	 Beteiligung	 und	 die	 fehlende	
Transparenz	wird	 kritisiert.	 Nur	 durch	 erhebliche	Nachbesserungen	 ist	 das	 Projekt	 für	 alle	
universitären	Statusgruppen	vertretbar	und	sinnvoll.		
	
Im	Rahmen	der	Bewerbung	für	die	zweite	Förderphase	der	Exzellenzinitiative	wurde	an	der	
TU	 Dresden	 ein	 Zukunftskonzept	 ausgearbeitet,	 das	 unter	 anderem	 eine	 Bildung	 von	
Bereichen	in	drei	Phasen	vorsieht.	In	den	Bereichen	werden	bestehende	Fakultäten	zunächst	
zusammengefasst	und	ihre	Aufgaben	an	die	Verwaltungsinstanzen	des	Bereichs	übertragen,	
so	dass	diese	letztlich	Großfakultäten	darstellen.	Ziel	der	Bereichsbildung	ist	die	Nutzung	von	
Synergieeffekten	 und	 die	 bessere	 Bewältigung	 von	 Problemen	 bei	 Erhalt	 der	
wissenschaftlichen	 Vielfalt.	 Die	 Umstrukturierung	 wurde	 dabei	 insbesondere	 durch	 das	
Rektorat	 vorangetrieben	 und	 durch	 den	 Senat	 mit	 einer	 Grundordnungsänderung	
beschlossen.	 Der	 Imboden-Bericht	 zur	 Analyse	 des	 Erfolgs	 der	 Exzellenzinitiative	 zeigt	 im	
Abschnitt	 „Governance	 der	 Universitäten“	 auf,	 dass	 für	 eine	 internationale	
Wettbewerbsfähigkeit	 zum	 einen	 eine	 starke	 Leitung	 mit	 Top-Down-Entscheidungen	 zum	
anderen	 aber	 auch	 Selbstverwaltungsgremien	 mit	 Bottom-Up-Entscheidungen	 benötigt	
werden.	Dieser	Analyse	laufen	die	Bereichsstrukturen	doppelt	entgegen,	da	sie	einerseits	die	
Beteiligung	 von	 unten	 kategorisch	 ausschließen	 und	 zum	 anderen	 die	 bestehende	
Leitungsebene	 Dekanat	 schwächen.	 Außerdem	 ist	 das	 Ergebnis	 der	 Analyse,	 dass	
Entscheidungen	 möglichst	 am	 Wirkungsort	 getroffen	 werden	 sollen,	 um	 die	
Verantwortlichkeit	 zu	 erhöhen.	 Mit	 der	 Hebung	 von	 Entscheidungen	 auf	 Bereichsebene	
entfernen	sich	die	Leitungsebene	und	der	Wirkungsort	der	Entscheidungen	voneinander.	
	
Zum	aktuellen	Zeitpunkt	befindet	sich	der	Bereich	Geistes-	und	Sozialwissenschaften	in	der	
zweiten	Phase	der	Transformation,	d.h.	zum	aktuellen	Zeitpunkt	sollen	von	den	bestehenden	
fünf	 Fakultäten	 im	 Bereich	 gemeinsame	 Aufgaben	 identifiziert	 und	 auf	 Bereichsebene	
zusammengefasst	 werden.	 Zu	 diesen	 identifizierten	 Aufgabenfeldern	 gehört	 auf	
Verwaltungsebene	 bspw.	 die	 Zusammenfassung	 von	 Prüfungsämtern	 und	
Studienberatungen	 in	„Studienbüros“.	Welche	weiteren	gemeinsamen	Aufgaben	es	derzeit	
gibt,	ist	allerdings	unklar,	da	keine	transparente	Kommunikation	durch	den	Bereich	besteht.	
Bisherige	 Maßnahmen	 wie	 ein	 Bereichsnewsletter	 und	 die	 Ankündigung	 von	
Turnusgesprächen	 sind	 absolut	 unzureichend,	 um	 Kommunikationen	 und	 Informationen	
transparent	zu	gestalten.		
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Bei	 der	 Bildung	 der	 Bereiche	 gab	 es	 bisher	 keinerlei	 Einbeziehung	 der	 universitären	
Statusgruppen	 (Professoren,	 Mitarbeiter	 und	 Studierende)	 und	 auch	 in	 der	 weiteren	
Entwicklung	 gibt	 es	 keine	 Anzeichen	 für	 eine	 künftige	 Einbindung Es	 ist	 dabei	 nicht	
ersichtlich,	 warum	 die	 Statusgruppen	trotz	 Initiativen	 ihrerseits	nicht	 in	 den	
Entwicklungsprozess	 der	 Bereiche	 eingebunden	 wurden.	 	 Ebenfalls	 ist	 unklar,	 welche	
Ergebnisse	 die	 Bereichsbildung	 anstrebt	 und	 welche	 Erfolgsaussichten	 bestehen,	 da	 auch	
diese	 weder	 transparent	 kommuniziert	 noch	 gemeinsam	 entwickelt	 werden.	 Es	 hat	 den	
Anschein,	 dass	 die	 Bestrebung	 besteht,	 die	 Technische	 Universität	 verstärkt	
unternehmerisch	 mit	 Top-Down-Entscheidungen	 von	 oben	 herab	 zu	 führen	 ohne	 die	
notwendige	Balance	zu	den	Bottom-Up-Entscheidungen	der	akademischen	Selbstverwaltung	
herzustellen.	 Bei	 einem	 solchen	Ansatz	 geht	 der	Vorteil	 der	 gemeinsamen	Gestaltung	und	
Mitbestimmung	 verloren,	 der	 insbesondere	 gegenüber	 vielen	 Unternehmen	 der	 freien	
Wirtschaft	besteht	und	einen	Anreiz	bei	der	Arbeitsplatzwahl	darstellt.	
	
In	der	aktuellen	Phase	werden	alle	Entscheidungen	im	Bereich	durch	das	Bereichskollegium	
im	 Geheimen	 ohne	 anschließende	 Veröffentlichung	 der	 Protokolle	 getroffen.	 Die	
Entscheidungen	 der	 fünf	 Dekane,	 beraten	 durch	 die	 Bereichsdezernentin,	 sollen	 dem	
Subsidiaritätsprinzip	 folgen	 und	 somit	 richtungsweisend	 für	 den	 Bereich	wirken.	 Entgegen	
dem	 im	 Hochschulbetrieb	 üblichen	 Prinzip	 wird	 eine	 Beteiligung	 der	 Statusgruppen	 auf	
Bereichsebene	 bisher	 systematisch	 ausgeschlossen,	 obwohl	 die	 Möglichkeiten	 dazu	
bestehen.	Dieser	 kategorische	Ausschluss	 ist	 nicht	 nachvollziehbar,	 da	 so	 der	 gegenseitige	
Informationsaustausch,	 die	 Interessenvertretung	 aller	 Statusgruppen	 und	 die	 Optimierung	
von	Abläufen	mit	 einer	 vollständigen	 Informationsbasis	 von	 Seiten	des	Bereichskollegiums	
verhindert	wird.	Die	Notwendigkeit	der	Geheimhaltung	von	Informationen	und	Protokollen	
ist	weder	nachvollziehbar	noch	wird	sie	begründet.	
	
Mit	dem	bisherigen	Stand	der	Bereichsbildung	deutet	sich	ein	starker	Demokratieverlust	an,	
der	 nur	 durch	 erhebliche	Nachbesserungen	oder	 die	Rückkehr	 zum	System	ohne	Bereiche	
abgewendet	 werden	 kann.	 Ein	 weiterer	 Ausbau	 der	 Bereichsstrukturen	 mit	 einer	
Übertragung	 von	 Rechten	 der	 Fakultäten	 und	 Fakultätsräte	 an	 die	 Bereiche	 kann	 nur	
erfolgen,	 wenn	 alle	 Statusgruppen	 dabei	 einbezogen	 werden,	 ihre	 auf	 Fakultätsebene	
gesicherten	 Rechte	 erhalten	 bleiben	 und	 eine	 Verbesserung	 der	 Verwaltungs-	 und	
Entscheidungsprozesse	an	der	TU	erreicht	wird.	

	
	


